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Aktenzeichen: 5 AZR 589/90 
Bundesarbeitsgericht 5. Senat

I. Arbeitsgericht München
II. Landesarbeitsgericht München

Urteil vom 10. Juli 1991
- 5 AZR 589/90 -
Urteil vom 16. Mai 1989
- 19 Ca 4104/88 -
Urteil vom 15. Januar 1990
- 9 (10) Sa 683/89 -

Für die Amtliche Sammlung: Nein 
Für die Fachpresse : Nein
Für das Bundesarchiv : Nein

Entscheidungsstichwort:
Lohnfortzahlung bei Arztbesuch

Gesetz:
BGB § 616 Abs. 1; Manteltarifvertrag für die Arbeitnehmer der 
obst- und gemüseverarbeitenden Industrie vom 17. Mai 1982 
Nr. 14
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5 AZR 589/90
9 (10) Sa 683/89 München Im Hamen des Volkes!
Verkündet am 
10. Juli 1991 Urteil
Clobes,
Amtsinspektor
als Urkundsbeamter In Sachen
der Geschäftsstelle

PP-

hat der Fünfte Senat des Bundesarbeitsgerichts gemäß § 128 
Abs. 2 ZPO in der Sitzung vom 10. Juli 1991 durch den Vor­
sitzenden Richter Prof. Dr. Thomas, die Richter Dr. Gehring 
und Dr. Olderog sowie die ehrenamtlichen Richter Werner und
Dr. Hirt für Recht erkannt:
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1. Die Revision der Beklagten gegen das Urteil 
des Landesarbeitsgerichts München vom
15. Januar 1990 - 9 (10) Sa 683/89 -- wird zu­
rückgewiesen.

2. Die Beklagte hat die Kosten der Revision zu 
tragen.

V o n  R e c h t s  w e g e n !

T a t b e s t a n d :

Die Parteien streiten darüber, ob der Klägerin für die in­
folge eines Arztbesuches am 3. Dezember 1987 versäumte Arbeits­
zeit von zwei Stunden und 6 Minuten Anspruch auf Fortzahlung 
ihrer Vergütung zusteht.

Die Klägerin ist seit i960 bei der Beklagten als Buchhalte­
rin beschäftigt. Sie ist Betriebsratsvorsitzende. Auf das Ar­
beitsverhältnis der Parteien findet kraft Organisationszugehörig­
keit der Manteltarifvertrag für die Arbeitnehmer der obst- und 
gemüseverarbeitenden Industrie vom 17. Mai 1982 (MTV) Anwendung. 
Unter Nr. 14 dieses Tarifvertrages ist unter der Überschrift 
"Entschädigungspflichtige ArbeitsVersäumnis", soweit es hier 
interessiert, folgendes bestimmt:

"Arbeitsverhinderung im Sinne des § 616 BGB wird 
wie folgt anerkannt:

14.2 Beim Aufsuchen eines Arztes, wenn dies wäh­
rend der Arbeitszeit erfolgen muß ........
für die notwendige Arbeitsversäumnis
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14.16 Der Arbeitnehmer hat rechtzeitig um Ar­
beitsbefreiung in den vorstehenden Fällen 
nachzusuchen. Ist dieses nicht möglich, so 
ist unverzüglich nach der Arbeitsversäumnis 
der Grund der Arbeitsverhinderung anzugeben 
und nachzuweisen.
Bei ArbeitsVerhinderung infolge Krankheit 
finden die gesetzlichen Bestimmungen Anwen­
dung ."

Die Klägerin hatte einige Tage vor dam 3. Dezember 1987 von 
der für diesen Tag vorgesehenen ärztlichen Untersuchung ihren 
Vorgesetzten, den Personalchef der Beklagten, unterrichtet; die­
ser hatte gegen den vorgesehenen Arztbesuch nichts einzuwenden.

Nach der erfolgten ärztlichen Untersuchung forderte die Ent­
geltabrechnungsstelle der Beklagten von der Klägerin einen Nach­
weis darüber, daß dieser Arztbesuch tatsächlich während der Ar­
beitszeit erfolgen mußte. Hierzu hielt sich die Klägerin unter 
Hinweis auf Ziffer 14.16 des Manteltarifvertrages für nicht ver­
pflichtet. Daraufhin wurden der Klägerin von der DezemberVergü­
tung 37,78 DM brutto als Entgelt für zwei Stunden und 6 Minuten 
abgezogen. Die Klägerin hat dies für unberechtigt gehalten und 
verfolgt den Anspruch auf Zahlung des Kürzungsbetrages im vorlie­
genden Verfahren. Sie hat die Ansicht vertreten, nach dem Mantel­
tarifvertrag habe ihr nur obgelegen, um Dienstbefreiung nachzusu­
chen. Das habe sie getan, und die Dienstbefreiung sei ihr auch 
gewährt worden. Nachträglich könne die Beklagte einen Nachweis 
nicht mehr fordern.
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Die Klägerin hat beantragt,
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die Beklagte zu verurteilen, an sie 37,78 DM 
brutto nebst 4 % Zinsen seit dem 1. Januar 1988 
zu zahlen.

Die Beklagte hat beantragt, die Klage abzuweisen. Sie hat 
die Ansicht vertreten, die tariflichen Bestimmungen änderten 
nichts daran, daß der Arbeitnehmer entsprechend der gesetzlichen 
Regelung in § 616 BGB den Grund der Verhinderung nachweisen 
müsse. Der Klägerin sei auch bekannt gewesen, daß die Überprü­
fung, ob eine entschädigungspflichtige Arbeitsversäumnis im Ein- 
zelfall vorliege, von der Entgeltabrechung vorgenommen werde.

Das Arbeitsgericht hat die Klage abgewiesen. Das Landesar­
beitsgericht hat auf die Berufung der Klägerin deren Klage­
begehren entsprochen. Mit ihrer Revision erstrebt die Beklagte 
die Wiederherstellung des erstinstanzlichen Urteils.

Ent, s c h e i d u n g s g r ü n  d e  :

Die Revision ist unbegründet. Das Landesarbeitsgericht hat 
die Klage zu Recht mit zutreffenden Erwägungen für begründet an­
gesehen.

l.a) Das Landesarbeitsgericht ist davon ausgegangen, daß der An­
spruch sich aus § 616 Abs. 1 BGB in Verb, mit den Bestimmungen in 
Ziffer 14 des Manteltarifvertrages vom 17. Mai 1982 ergibt. Mit 
den tariflichen Bestimmungen haben die Tarifvertragsparteien

-  5 -

JLaw – Gesetze und Urteile
(mobile App)

JLaw – für Android

Kostenlos
Über 200 Gesetze
Über 100.000 Urteile JLaw – für iOS

Matthias Prinz
Rechtsanwalt www.prinz.law

H
inw

eis: A
uch Teile der U

rteilssam
m

lung sind als D
atenbank nach §§ 87a ff. U

rhG
 geschützt.

https://itunes.apple.com/de/app/apple-store/id1071207904?pt=117423805&ct=Stamped_PDFs&mt=8
https://play.google.com/store/apps/details?id=marly.jlaw
https://www.prinz.law
http://www.marly.de


zunächst nur die Vorschrift des § 616 Abs. 1 BGB insofern kon­
kretisiert, als sie die Fälle näher beschrieben haben, in denen 
davon auszugehen ist, daß der zur Dienstleistung Verpflichtete 
für eine verhältnismäßig nicht erhebliche Zeit durch einen in 
seiner Person liegenden Grund ohne sein Verschulden an der 
Dienstleistung verhindert ist. Nach Wortlaut und Sinn des Tarif­
vertrages kann daher nicht davon ausgegangen werden, daß - was 
zulässig gewesen wäre - § 616 Abs. 1 BGB durch tarifliche Bestim­
mungen abbedungen und ersetzt wurde. Auch das Landesarbeitsge­
richt hat entgegen der Ansicht der Revision nicht angenommen, daß 
§ 616 BGB abbedungen worden sei. Denn in dem angefochtenen Urteil 
ist an zwei Stellen ausgeführt, daß die Arbeitsverhinderung nach 
allgemeinen Grundsätzen nachzuweisen sei, wenn der Arbeitgeber 
dies bei rechtzeitigem Nachsuchen der Arbeitsbefreiung verlange.

b) , Zu den in Ziffer 14 des Manteltarifvertrages genannten Ver­
hinderungsfällen gehört das Aufsuchen eines Arztes, wenn dies 
während der Arbeitszeit erfolgen muß. Die Klägerin hat geltend 
gemacht-, daß diese Voraussetzungen Vorlagen. Von der Beklagten 
ist dies nicht bestritten worden, noch hat das Landesarbeitsge­
richt festgestellt, daß die genannte tarifliche Voraussetzung für 
eine Entschädigungspflicht der Arbeitsversäumnis nicht Vorgelegen 
hat.

2. Dem Landesarbeitsgericht .ist darin zu folgen, daß die Kläge­
rin die für die Vergütungspflicht-, erforderlichen Schritte unter­
nommen hatte, indem sie vor dem Arztbesuch den Personalleiter der 
Beklagten um Arbeitsbefreiung aus dem genannten Anlaß gebeten und
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diese erhalten hatte. Entgegen der Ansicht der Beklagten war die 
Klägerin unter den gegebenen Umständen nicht verpflichtet, nach 
dem Arztbesuch gegenüber der Entgeltberechnungsstelle nachzuwei­
sen, daß der Arztbesuch während der Arbeitszeit erforderlich war.

a) Der Manteltarifvertrag enthält in Ziffer 14.16 eine Regelung 
darüber, welche Verpflichtungen dem Arbeitnehmer für die Frei­
stellung von der Arbeitsleistung in den in den Ziffern 14.1 bis 
14.15 genannten Verhinderungsfällen obliegen. Satz 1 schreibt 
vor, daß der Arbeitnehmer rechtzeitig um Befreiung nachzusuchen 
hat. In Satz 2 ist vorgesehen, daß, wenn der Arbeitnehmer nicht 
vor dem Ereignis um Befreiung nachsuchen kann, er unverzüglich 
nach der Arbeitsversäumnis den Grund der A.rbeitsverhinderung an­
zugeben und nachzuweisen hat. Aus dieser Regelung hat das Landes­
arbeitsgericht mit Recht gefolgert, daß die Nachweispflicht dem 
Arbeitnehmer von vornherein nur obliegt, wenn er nicht zuvor um 
Arbeitsbefreiung nachsuchen konnte. Soweit der Arbeitnehmer vor 
dem Verhinderungsfall um die Arbeitsbefreiung nachsucht, hat er 
dabei nicht ohne weiteres einen Nachweis für das Vorliegen des 
Verhinderungsfalles mitzuliefern. Vielmehr hat bei solcher 
Anzeige der Arbeitgeber zu prüfen und zu entscheiden, ob er 
aufgrund der Mitteilung die Arbeitsbefreiung gewährt. Geschieht 
dies, so geht die geschehene Arbeitsfreistellung einher mit dem 
Anspruch auf Vergütung für die Arbeitsversäumnis. Entgegen der 
Ansicht der Beklagten hat das Landesarbeitsgericht aber bei 
rechtzeitiger Mitteilung von dem Verhinderungsfall dem Ar­
beitgeber nicht die Möglichkeit abgeschnitten, bei Zweifel an dem 
Vorliegen des Verhinderungsfalles von dem Arbeitnehmer entspre­
chende Nachweise zu verlangen.
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b) Die vom Landesarbeitsgericht vorgenommene Auslegung der 
tariflichen Regelung ist auch sinnvoll: Bei rechtzeitiger Mittei­
lung kann der Arbeitgeber abwägen, ob er die Voraussetzungen für 
die Arbeitsbefreiung für gegeben ansehen will. In einer Reihe der 
im Manteltarifvertrag aufgeführten Verhinderungsfälle (etwa Auf­
suchen des Arztes nach Arbeitsunfall, Aufsuchen einer Arbeits­
stelle nach Kündigung, Arbeitsjubiläum) ist es dem Arbeitgeber 
ohne weiteres möglich, zu beurteilen, ob der Verhinderungsfall 
vorliegt. In diesen Fällen noch besondere Macliweise von dem Ar­
beitnehmer zu erwarten, wäre entbehrlicher und überflüssiger 
Formalismus. Die Tarifvertragsparteien sind aber ersichtlich 
davon ausgegangen, daß auch in anderen Fällen die bloße Mittei­
lung durch den Arbeitnehmer ausreichen kann, um dem Arbeitgeber 
zu ermöglichen, über die Arbeitsbefreiung zu entscheiden. Jeden­
falls ist ihm durch den Tarifvertrag und die vom Landesarbeitsge­
richt vorgenommene Auslegung nicht die Möglichkeit abgeschnitten, 
im Einzelfall auch bei vorheriger Unterrichtung durch den Arbeit­
nehmer einen Nachweis darüber zu verlangen, ob die Voraussetzung 
für die Arbeitsbefreiung vorliegt.

Nur wenn der Arbeitnehmer sich erst nachträglich auf eine 
Arbeitsversäumnis aus einem der in Ziffer 14 genannten Gründe be­
ruft, verlangt der Tarifvertrag auch den unbedingten Nachweis 
darüber, daß die ArbeitsVerhinderung Vorgelegen hat. Das ist ver­
ständlich, ’weil zunächst der Arbeitgeber grundsätzlich von einem 
unentschuldigten Fernbleiben des Arbeitnehmers ausgehen mußte und 
deshalb von dem Arbeitnehmer zu erwarten ist, daß er ohne beson-
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:ere Aufforderung nachweist, daß ein Fall der Arbeitsverhinderung 
Im Sinne des Tarifvertrages Vorgelegen hat.

:) Mit dieser Wertung über die Auslegung des Tarifvertrages 
durch das Landesarbeitsgericht befindet sich der Senat in Über­
einstimmung mit seiner in der Entscheidung vom 24. Juni 1990 
- 5 AZR 314/89 wenn auch zu einem anderen Tarifvertrag, ver­
tretenen Auffassung. Der dort zu beurteilende Tarifvertrag ent­
hielt zur Verdienstfortzahlung in seinem § 10 Nr. 1 folgende Re­
gelung:

"Ist der Arbeitnehmer durch Krankheit oder son­
stige unvorhergesehene Ereignisse an der Arbeits­
leistung verhindert, so ist dem Arbeitgeber un­
verzüglich unter Angabe von Gründen Mitteilung zu 
machen. Seine Nachweispflicht bleibt davon unbe­
rührt ."

Hierzu hat der Senat ausgeführt, aus Satz 2 der vorgenannten 
Bestimmung folge eine Nachweispflicht, wenn beim Arbeitgeber nach 
der zunächst nur erforderlichen Mitteilung Zweifel bestehen, ob 
der angegebene Verhinderungsfall vorliegt. Obgleich der vorlie­
gende Tarifvertrag im Zusammenhang mit der Mitteilung vom Verhin­
derungsfall vor seinem Eintritt keine Aussage zu einer allgemei­
nen Nachweispflicht enthält, hat das Landesarbeitsgericht jedoch 
eine solche mit Recht für den Fall bejaht, daß beim Arbeitgeber 
Zweifel am Vorliegen des Verhinderungsfalles bestehen und er des­
halb zunächst die Arbeitsbefreiung nicht erteilen kann und will.

d) Hier hat der Personalchef der Beklagten nach den Feststel­
lungen des Landesarbeitsgerichts sich mit dem Fernbleiben der 
Klägerin am 3. Dezember wegen eines Arztbesuches einverstanden
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erklärt. Damit war die Klägerin von der Arbeitspflicht an diesem 
Tage aus dem genannten Grunde befreit. Die ArbeitsVersäumnis war 
nach der tariflichen Regelung in Ziffer 14 entschädigungspflich­
tig.

III. Soweit die Beklagte sich darauf beruft, sie habe generell 
verlangt, daß auch bei rechtzeitiger Arbeitsbefreiung gegenüber 
ihrer Entgeltberechnungsstelle das Vorliegen des Verhinderungs­
grundes nachgewiesen werde, steht das dem Klageanspruch nicht 
entgegen. Mit dieser Regelung wären die Arbeitnehmer gegenüber 
dem Tarifvertrag schlechter gestellt worden. Nach dem Tarifver­
trag war bei Freistellung vor dem Verhinderungsfall von dem Ar­
beitnehmer nicht auch ohne besondere Anforderung ein Nachweis 
über den Verhinderungsfall zu erbringen. Letzteres ist nach Zif­
fer 14.16 nur bei nachträglicher Entschuldigung erforderlich. Das 
Verlangen der Beklagten stellte deshalb eine ungünstigere Rege­
lung gegenüber dem dar, was nach dem Tarifvertrag erforderlich 
ist. Nach § 4 Abs. 3 TVG ist die den Arbeitnehmer gegenüber dem 
Tarifvertrag benachteiligende vertragliche Regelung unwirksam.

Dr. Thomas Dr. Gehring Dr. Olderog
Werner Dr. Hirt
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